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A K A D E M I S C H E R S E N A T

Erste Ordnung zur Änderung der Satzung für
Allgemeine Prüfungsangelegenheiten (SfAP)

vom 4. Juli 2001 und 17. April 2002

Aufgrund von § 9 Abs. 1 Nr. 4 Teilgrundordnung (Erpro-
bungsmodell) vom 27. Oktober 1998 (FU-Mitteilungen Nr.
24/1998) hat der Akademische Senat der Freien Universität
Berlin am 23. Oktober 2002 die folgende Erste Ordnung zur
Änderung der Satzung für Allgemeine Prüfungsangelegen-
heiten (SfAP) vom 4. Juli 2001 und 17. April 2002 (FU-Mittei-
lungen Nr. 15/2002) erlassen:*)

Artikel I

In § 14 werden folgende Absätze 3 und 4 eingefügt:

„(3) Diese Satzung gilt nicht für zum Zeitpunkt ihres
Inkrafttretens bestehende Studiengänge mit einem von
§ 13 abweichenden Leistungspunktesystem. Satzungen
mit abweichenden Leistungspunktesystemen sind in
einer angemessenen Frist an die Regelungen dieser Sat-
zung anzupassen.

(4) Von dieser Satzung kann durch Regelungen für Stu-
diengänge, die gemeinsam mit außerhalb der Freien
Universität Berlin bestehenden Einrichtungen angebo-
ten werden, abgewichen werden.“

Artikel II

Diese Änderungsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffent-
lichung in den Mitteilungen (Amtsblatt) der Freien Univer-
sität Berlin in Kraft.

*) Diese Ordnung wurde durch die für Hochschulen zuständige
Senatsverwaltung am 31. Oktober 2002 bestätigt.


